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Wie Städter und Bauern zu Bürgern wurden…
Von der Nation, der Repräsentation und der Delegation in ausgewählten Beispielen aus Rechtswesen und Journalistik seit der Zeit des Großen Sejm (1788-1792)

Zusammenfassung

Die Zeit des Großen Sejm (1788-1792) erbrachte zum ersten Mal in Polen Rechtsentscheidungen, die gut und gern in der Strömung des sog. neuzeitlichen Konstitutionalismus situiert werden können. Mit dem Prozess der Verabschiedung der Verfassung (des „Regierungsgesetzes”, Ustawa Rządowa) vom 3. Mai 1791 und wichtiger verfassungskonformer Gesetze veränderte sich die Wahrnehmung der Nation; die politische Nation, die in der systemisch-politischen Praxis weiterhin fast ausschließlich adlig war, wurde zum bewussten Repräsentanten aller Bewohner des Staates, einschließlich des Bürgertums und der Bauernschaft. Zugleich wurde eine Einschränkung der politischen Rechte eines Teils des Adels vorgenommen. Kraft des Gesetzes über die Landtage (Sejmik) vom März 1791 verloren deren ärmste Vertreter, die Nichtgrundbesitzer sowie die Eigentümer der innerhalb hochadliger Majoratsgüter gelegenen Ländereien ihr Recht auf Teilnahme an den Landtagen, d.h. nicht nur das Recht, über politische Angelegenheiten mitzuentscheiden, sondern auch das Recht, die Deputierten, Richter und lokale Beamte zu wählen. Mit dem Gesetz über die königlichen freien Städte vom April 1791 initiierte der Sejm formell den Prozess der Emanzipation der Bürger im größeren Ausmaß, die nun zum ersten Mal auf institutionelle Weise eine subsidiäre Stimme auf dem Forum des Parlaments erhielten. Obwohl den Bauern ein besonderer Artikel (IV) in der Verfassung gewidmet war und sie auf der Grundlage des Artikels über die Landesverteidigung (Nationale Streitmacht, Art. XI) in den Kreis der Träger der Nation aufgenommen wurden, änderte sich die Position dieser sozialen Gruppe im politischen System bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts nicht wesentlich. Aber damals waren die Autoren der Rechtsentscheidungen dann schon die Teilungsmächte.
Die Autorin unternimmt in dem ihr vorgeschlagenen  Referat den Versuch einer Synthese bezüglich der Frage, wie die im politischen Schrifttum, das in dieser Zeit geradezu unvorstellbare Ausmaße annahm, funktionierenden Ideen der Nation, der Repräsentation und der Delegation der Macht in die Rechtslage übersetzt wurden. Letztendlich können diese Betrachtungen als ein Balancieren zwischen dem „neuen” und dem „alten Republikanismus”, zwischen modernistischen zentralistischen Ideen und einem anarchisierenden Dezentralismus, zwischen der Konzeption einer homogenen und heterogenen politischen Nation angesehen.
